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Quo vadis EGH? Quo facis CBP? 
 

• Konstruktive Kritik zum RegE 

• Schulterschluss mit den Fach- und 
Spitzenverbänden (+ DBR) 

• Engagierte Vertretung in der Anhörung 

• Eingehende Information der Einrichtungen und 
Dienste 

• Weiterarbeit in der Auseinandersetzung mit dem 
Regierungsentwurf (Anhörungen) 

• Zentrale und dezentrale politische Arbeit mit 
Parlamentarierinnen und Parlamentariern auf 
Landes- und Bundesebene 
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„Systemwechsel“  in der Eingliederungshilfe : 

 
Personenzentrierte Leistungen  

auf eine bestimmte Person zugeschnittene, abgestimmte 
Leistungspakete aus allen zuständigen sozialen 
Sicherungssystemen, die der Person direkt zufließen.  

Leistungspakete: 

• Existenzsichernde Leistungen / KdU  

• Pflegeleistungen nach XI (Pflegekasse) 

• Leistungen nach SGB V (Krankenkasse) 

• Leistungen der Arbeitsförderung nach SGB III 

• Leistungen der Rehabilitation und Teilhabe nach SGB IX 

 

  

CBP  Bewertung 



 

„Systemwechsel“  in der Eingliederungshilfe : 

 
1. Schnittstelle Eingliederungshilfe ./. Pflege 

  

2. Trennung der Leistungen in der EGH 

 

Neue Schnittstelle EGH SGB IX-neu ./. Sozialhilfe SGB XII 

 

3. Leistungserbringungsrecht  (Vertragsrecht) wird zum 
Steuerungselement 
 

CBP  Bewertung 



 

SGB IX - Bundesteilhabegesetz 

1. Teil: Allgemeine Regelungen im SGB IX  

2. Teil: Neue Eingliederungshilfe (EGH) im SGB IX 

3. Teil: Schwerbehindertenrecht im SGB IX 

 

Wichtige Regelungen: 

Grundsicherung im SGB XII, Pflege im SGB XI (PSG III 

zeitgleich mit BTHG), Hilfe zur Pflege im SGB XII 

Anpassungen in weiteren Gesetzbüchern und 

Verordnungen (z.B. WMVO, EGH-VO) 

 
 

CBP  Regelungsbereiche 
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• Änderung der Werkstättenverordnung und 
Werkstättenmitwirkungsverordnung – die neue Caritas 
Werkstättenmitwirkungsordnung 

 

• Schwerbehindertenrecht  - hier Kündigung des 
schwerbehinderten Arbeitnehmers nur mit Anhörung der SBV 
 

• Erfordernis der erweiterten Führungszeugnisses bei 
Beschäftigten und ehrenamtlichen Personen (§ 75 Abs.2 S. 2 
SGB XII-BTHG) 

• Anhebung der Einkommensgrenze auf 25.000  

• Einführung des Merkzeichens TBI, wenn der 
schwerbehinderte Mensch wegen einer Störung der 
Hörfunktion mindestens einen Grad der Behinderung von 70 
und wegen einer Störung des Sehvermögens einen Grad der 
Behinderung von 100 hat.   

 

CBP  Zeitplan – Januar 2017 



 

• Regelungen des Pflegestärkungsgesetzes III  und die 
Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 

 

• Erhöhung des Arbeitsförderungsgeldes für 
Werkstattbeschäftigte auf € 52  

 

• Zeitraum bis zum 31.12.2017 für die Neuverhandlung von 
Verträgen, Vergütungen und Landesrahmenverträgen, die 
bis zum 31.12.2019 fortgelten. 

 

• Wissenschaftliche Evaluation zur Ermittlung des 
leistungsberechtigten Personenkreises in der 
Eingliederungshilfe nach den ICF-Leistungsbereichen – 
künftige Kriterien für den Zugang zur Eingliederungshilfe 
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1. Zugang zu Leistungen der EGH 

Hier: Verhältnis zur Pflege im SGB XI (PSG III ) und 

Hilfe zur Pflege im SGB XII 

neue Kriterien in § 99 SGB IX  (ab 2023) 

2. Umfang der Leistungen der EGH SGB IX 

Hier: Verhältnis zur Grundsicherung und Hilfe zum 

Lebensunterhalt im SGB XII 
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Zugang zu Leistungen der Eingliederungshilfe 

• Gleichrang der Eingliederungshilfe und der Pflege nach 

SGB XI (§ 13 Abs. 3 SGB XI) ist erhalten  

• § 43a SGB XI bleibt  

• Ausweitung des § 43 a SGB XI im ambulanten Bereich 

§ 71 Abs. 4 SGB XI + WBVG + quasi vollstationäre 

Versorgung…) 

• Hilfe zur Pflege: vor der Regelaltersgrenze  EGH umfasst 

Hilfe zur Pflege  / nach der Regelaltersgrenze  Hilfe zur 

Pflege und EGH nebeneinander  

 

 

   

 

CBP  Kritische Punkte 



Gleichrang (wie bisher)  

§ 91 Abs. 3 verweist auf § 13 Abs. 3 S. 3 SGB XI  

 

- „im häuslichen Bereich“ nebeneinander 
 

- „im außerhäuslichen Bereich“ Vorrang der EGH §43a SGB XI  
 

aber !!! 
- SGB XI Pflege neu 
- SGB IX Teilhaberecht neu  
- SGB XII Sozialhilfe - Hilfe zur Pflege neu 

 

 

 
 

CBP  Schnittstelle EGH ./. Pflege –neu- 



Gleichrang in §13 Abs. 3 S. 3 SGB XI  

 

„im außerhäuslichen Bereich“ geht die EGH vor 
 §43a SGB XI 

 

„Für Pflegebedürftige der Pflegegrade 2 bis 5 in einer 
vollstationären Einrichtung im Sinne des § 71 Absatz 4 
Nummer 1 … übernimmt die Pflegekasse zur Abgeltung … je 
Kalendermonat 266 €“ 
 

 

 
 

CBP  Schnittstelle EGH ./. Pflege 



Gleichrang in §13 Abs. 3 S. 3 SGB XI  

 

Ausweitung des § 43 a SGB XI auf den ambulanten 
Bereich soweit das Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz 
(WBVG) Anwendung findet, § 103 Abs. 2 SGB IX / 71 SGB XI 
Abs. 4 Nr. 3 

  

und 
 

eine Gesamtbetrachtung, ob der Umfang der Versorgung 
durch Leistungserbringer weitgehend der Versorgung in einer 
vollstationären Einrichtung entspricht.“ 

 

 
 

CBP  Schnittstelle EGH ./. Pflege 



Beim Gleichrang der Systeme neue Regelungen 
 

- Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und 
damit Berücksichtigung kognitiver, kommunikativer und 
psychischer Fähigkeiten bei der Einstufung in 
Pflegegrade im Rahmen des Begutachtungsassessments 

 

- Die Einführung pflegerischer Betreuungsmaßnahmen 
als Regelsachleistung der Pflegeversicherung (§ 36 SGB 
XI)  

 

 
 

CBP  Schnittstelle EGH ./. Pflege 



Pflegerische Betreuungsmaßnahmen nach § 36 SGB XI 

„Pflegerische Betreuungsmaßnahmen umfassen 
Unterstützungsleistungen zur Bewältigung und 
Gestaltung des alltäglichen Lebens im häuslichen 
Umfeld, insbesondere 

 1. bei der Bewältigung psychosozialer Problemlagen 
oder von Gefährdungen,  

2. bei der Orientierung, bei der Tagesstrukturierung, 
bei der Kommunikation, bei der Aufrechterhaltung 
sozialer Kontakte und bei bedürfnisgerechten 
Beschäftigungen im Alltag sowie  

3. durch Maßnahmen zur kognitiven Aktivierung.“  
 
 

CBP  Schnittstelle EGH ./. Pflege 



 

§ 4 SGB IX  Leistungen zur Teilhabe 

(1) Die Leistungen zur Teilhabe umfassen die notwendigen 

Sozialleistungen, um unabhängig von der Ursache 

der Behinderung 

1., 2. …. 

3. die Teilhabe am Arbeitsleben entsprechend den Neigungen 

und Fähigkeiten dauerhaft zu sichern oder 

4. die persönliche Entwicklung ganzheitlich zu fördern 

und die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft sowie 

eine möglichst selbständige und selbstbestimmte 

Lebensführung zu ermöglichen oder zu erleichtern. 
 

CBP  Schnittstelle EGH ./. Pflege 



Abgrenzung Pflege ./. Eingliederungshilfe 
§ 4 SGB IX Leistungen zur Teilhabe ./.  

§ 36 SGB XI Betreuungsleistungen 
 

- Aufgabe der Pflege - die Kompensation von 
gesundheitlich bedingten Beeinträchtigungen der 
Selbständigkeit oder der Fähigkeiten 
  

- Aufgabe der Eingliederungshilfe ist die Förderung der 
vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft § 1 SGB IX 
§ 90 SGB IX (Eingliederungshilfe) 

CBP  Schnittstelle EGH ./. Pflege 



1.Januar 2018  - Einführung der ergänzenden 
unabhängigen Teilhabeberatung gemäß § 32 SGB IX  

 

• Unabhängigkeit von der Leistungserbringung 

• … und ergänzend , niedrigschwellig, 
flächendeckend, peer-counselling  

• Ausgestaltung durch die Bundesländer  
(NRW – Weiterentwicklung bestehender 
Strukturen   KSL, KoKoBe) 

• Befristet für zunächst 5 Jahre  

• Förderrichtlinien auf Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales vom 02.05.2017 

• CBP-Empfehlungen vom 14.07.2017 
 

 

CBP  Teilhabeberatung 



 

• Budget für Arbeit - Bezugsgröße für den 
Lohnkostenzuschuss der regelhaft gezahlte Lohn 
des Arbeitgebers (allerdings Deckelung auf ca. 
1.000 - 1.100 € - 40% der monatlichen Bezugsgröße 
nach § 18 Abs. 1 SGB IV ) 

• Andere Leistungsanbieter – Zulassungskriterien 
und Problemprävention notwendig für „Creaming-
Effekte“ und gegen „Ausbeutung“ 

• Ausgrenzung von Menschen mit hohem 
Unterstützungsbedarf von der Teilhabe am 
Arbeitsleben 

• Unterbleiben der Arbeit des Fachausschusses beim 
Teilhabeplanverfahren; beim Gesamtplanverfahren 
(nur Leistungen der EGH) weiterhin  
Fachausschuss 

 

 
 

CBP  Teilhabe am Arbeitsleben ab dem 

01.01.2018 



1. Januar 2018  - Bedarfsfeststellungsverfahren 

  

• Bundeseinheitliches Verfahren mit länderspezifisch 
ausgeprägten Instrumenten nach 
bundeseinheitlichen Kriterien 

• Neue Verfahrensregeln für die Bedarfsfeststellung:  
Teilhabe- oder Gesamtplanverfahren (Bedarfsermittlung, 
ICF-orientierte Instrumente, Teilhabezielvereinbarung) 

• Gesetzliche Regelung mit festgelegten Mindestinhalten 

• Regelungen zur Teilhabe- bzw. Gesamtkonferenz 

• Verbindliche Einbeziehung der Pflegeversicherung 

• Beteiligung der Dienste/Einrichtungen im Verfahren?  

 

Bislang keine bundesgesetzlichen Vorgaben 
für Instrumente; Jetzt gilt ICF-Orientierung  
und eine verbindliche Vorgabe des Bundes 

 

CBP  Zeitplan 



 1.  Januar 2020  

Neue Träger der Eingliederungshilfe zahlen ausschließlich 
Fachleistungen;  
 
Einschränkung der Eingliederungshilfe auf die Fachleistungen 
(neue Eingliederungshilfe nach SGB IX) und die Trennung der 
Leistungen in Leistungen der Eingliederungshilfe (Fachleistungen) 
und Leistungen zum Lebensunterhalt;  

 

neue Definition der gemeinschaftlichen Wohnformen (bisher als 
stationär bezeichnet), die Eingliederungshilfe ist keine Sozialhilfe, 
zuständig werden die neuen Träger der Eingliederungshilfe 
 
Trennung der Leistungen: 
- gemeinschaftliche Wohnformen 
- auch bei Mittagsverpflegung in der WfbM,  
bei anderen Leistungsanbieter,  
in tagesstrukturierenden Angeboten 

 

 

CBP  Trennung der Leistungen 



 

Trennung der Leistungen 
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Künftige Trennung der Leistungen  

 
1.  Gegenwärtige Rechtslage 
 
 Heute: SGB XII – 
 Komplexleistung in der Eingliederungshilfe 
 (stationäres Wohnen, WfbM, Tagesförderstätte) 
 

 

2.  Ab 01.01.2020 Trennung der Leistungen  
 
 Fachleistungen der Eingliederungshilfe in SGB IX;  
 Leistungen zum Lebensunterhalt SGB XII 
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Leistungsvereinbarung: 

 

Die Vereinbarung zwischen Leistungsträger und Leistungserbringer 

 

• Umsetzung des individuellen Leistungsanspruchs des LB 

• Die Leistungserbringung muss ausreichend (bedarfsgerecht) sein 
(Umfang der Leistung) und leistungsgerecht vergütet sein 
(Vergütung)  auf der Grundlage des Landesrahmenvertrages 
 

• Die Vereinbarung stellt ein vergleichbares Leistungsniveau und eine 
vergleichbare Qualität durch die Festlegung von Leistungsinhalten 
sicher („gleiche Vergütung für gleiche Leistungen“) 

 

• Die Vereinbarung ermöglicht eine transparente Leistungserbringung  
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Rechtsposition des Leistungsberechtigten: 
 

1. Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung bzw. Hilfe 
zum Lebensunterhalt – Träger der Sozialhilfe 
 

2. Anspruch auf die Eingliederungshilfe (Fachleistungen) – 
Träger der Eingliederungshilfe 

 

Die existenzsichernden Leistungen zum Lebensunterhalt für 
leistungsberechtigte erwachsene Menschen mit Behinderungen 
unterscheiden sich in Zusammensetzung, Höhe und Erbringung nicht 
mehr von dem, was für alle Leistungsberechtigten außerhalb von 
Einrichtungen (SH-Empfänger) gilt. 
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1. Grundsicherung bei Erwerbsminderung  
- erwachsene Menschen mit dauerhafter voller 
Erwerbsminderung nach §§ 41 SGB ff SGB XII: 
 Notwendigen Lebensunterhalt  
 Mehrbedarfe 
 Einmalige Bedarfe 

- Bedarfe für Unterkunft und Heizung (KdU)/ Antrag 
nach § 44 SGB XII erforderlich - Alleinstehende in 
gemeinschaftlichen Wohnformen (bisher stationären 
Einrichtungen) –  Regelsatz der Regelbedarfsstufe 2 
(Höhe ab dem 01.01.2017) 368 € 

 

2. Hilfe zum Lebensunterhalt 

 Bei Personen mit befristeter voller Erwerbsminderung (z.B. 
Personen mit psychischer Erkrankung)  

 (wenn keine Grundsicherung oder 

kein Arbeitslosengeld II) 
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Leistungen zum Lebensunterhalt: 
 

„Barbetrag“ ? 
 

- Im Gesamtplanverfahren soll verbindlich das Ergebnis der 
Beratung festgehalten werden, welcher Anteil vom Regelsatz 
zur Deckung der Leistungen der Leistungsanbieter benötigt 
wird und welcher Betrag als „Barbetrag“ bei dem 
Leistungsberechtigten verbleibt (§ 121 Abs. 4 Nr.6 SGB IX-
BTHG).  
 
- Der bisher gesetzlich festgelegte Barbetrag fällt weg. 
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Aufwendungen für Unterkunft und Heizung – Träger der SH 

  

- Die Angemessenheitsgrenze  (Festbetrag/qm in Mietspiegel/ 
Wohngeldtabelle) ist auf die ermittelten tatsächlichen 
Unterkunftskosten in Wohneinrichtungen festgelegt.  

- Beim Überschreiten der angemessenen Unterkunftskosten gilt 
der Aufschlag von 25 % zusätzlich, d.h. die Kosten der 
Unterkunft können um 25 % die üblichen Kosten, die vom 
Sozialamt anerkannt werden, übersteigen.  

- Der Kosten der Unterkunft, die die Grenze von 25 % 
übersteigen, werden vom Träger der Eingliederungshilfe 
übernommen „soweit wegen des Umfangs von 
Assistenzleistungen ein gesteigerter  Wohnraumbedarf 
besteht.“   
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Rechtsposition des  Leistungsanbieters in der 
Eingliederungshilfe ab dem 01.01.2020: 

 

1. Vereinbarungen über Fachleistungen / 
Vergütung 
(LT und LE /öffentlich-rechtlicher Vertrag) 
 

2. Anspruch auf Zahlung der Kosten des 
Lebensunterhalts (Unterkunft/Verpflegung) ggü. 
dem Menschen mit Behinderung  
(LB und LE / zivilrechtlicher Vertrag –  
Neuer Wohn- und Betreuungsvertrag 
Neuer Werkstättenvertrag) 
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Ab 01.01.2020  
Neue Landesrahmenverträge 
Neue Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen 
 

• Neue Verträge für die Fachleistungen der 
Eingliederungshilfe nach dem neuen 
Vertragsrecht nach §§ 123 ff SGB IX-BTHG;  

• Neue Verträge nach dem neuen Vertragsrecht 
nach §§ 75 ff SGB XII-BTHGfür Einrichtungen für 
minderjährige Leistungsberechtigte 

• Die Ergebnisse der Vereinbarungen sind den 
Leistungsberechtigten  in einer wahrnehmbaren 
Form zugänglich zu machen 

CBP  Rahmenbedingungen für Umstellung im Vertragsrecht 



CBP  Rahmenbedingungen für Umstellung im Vertragsrecht 

Gesetzlicher Rahmen (SGB IX-neu) 

 

 

Bundesempfehlungen 

 

 

Landesrahmenvereinbarungen 

 

 

Leistungsvereinbarung / 
Vergütungsvereinbarung 

 

Einrichtungsebene 



• Neue Landesrahmenverträge ab 01.01.2020 
als Orientierungsrahmen ohne Bindungswirkung 

 

• Neue Leistungs- u. Vergütungsvereinbarungen 
ab 01.01.2020 
neue Fachleistungen (Leistungspakete) 
formulieren und verhandeln, neue Vergütungen 
kalkulieren und verhandeln 

 

• neue Verträge mit Menschen mit Behinderung 

 

• Ohne vertragliche Regelung keine 
Finanzierung der bisherigen Leistungen  

CBP  Rahmenbedingungen für Umstellung im Vertragsrecht 



 

Neue Leistungen in der Eingliederungshilfe: 

 

• Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben 

• Leistungen der medizinischen 
Rehabilitation 

• Leistungen zur Bildung 

• Leistungen zur Sozialen Teilhabe 

 

CBP  Systemwechsel 



Leistungen zur Sozialen Teilhabe 
 

• Offener Leistungskatalog und Bedarfsdeckung 

• … alle bisherigen Leistungen sind „drin“ (auch die 
bisherigen Gesundheitsleistungen)  

• Neu: Ehrenamt, Begleitete Elternschaft + 
Elternassistenz 

• Assistenzbegriff  (§ 78 SGB IX – neu)  
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Personenzentrierung wird durch die Abgrenzung der 
Leistungen der Sozialen Teilhabe von Kosten des 
Lebensunterhalt vollzogen 

 

§ 76 Leistungen zur Sozialen Teilhabe 

§ 77 Leistungen für Wohnraum (auch Kosten der Unterkunft?) 

§ 78 Assistenzleistungen 

§ 79 Heilpädagogische Leistungen 

§ 80 Leistungen zur Betreuung in einer Pflegefamilie 

§ 81 Leistungen zum Erwerb und Erhalt praktischer Kenntnisse 
und Fähigkeiten 

§ 82 Leistungen zur Förderung der Verständigung 

§ 83 Leistungen zur Mobilität 

§ 84 Hilfsmittel 

 

 

CBP  Soziale Teilhabe im BTHG 



 

Bundesteilhabegesetz Teil 2 Kapitel 6 

Soziale Teilhabe – Träger der EGH 
 

§ 113 Leistungen zur Sozialen Teilhabe 

§ 114 Leistungen zur Mobilität 

§ 115 Besuchsbeihilfen 

§ 116 Pauschale Geldleistung, gemeinsame Inanspruchnahme 

 

§ 108 Antragserfordernis 

 

Geldpauschalen § 105  
Leistungen zur Sozialen Teilhabe können mit Zustimmung der 
Leistungsberechtigten auch in Form einer pauschalen Geldleistung erbracht 
werden- Regelung durch den Träger der EGH 
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Gemeinsame Inanspruchnahme § 116  

(2) Die Leistungen 

1. zur Assistenz  

2. zur Heilpädagogik  

3. zum Erwerb und Erhalt praktischer Fähigkeiten und 

Kenntnisse 

4. zur Förderung der Verständigung  

5. zur Beförderung im Rahmen der Leistungen zur Mobilität  

6. zur Erreichbarkeit einer Ansprechperson … 

können an mehrere Leistungsberechtigte gemeinsam  

erbracht werden… 

CBP  Soziale Teilhabe im BTHG 



Externer Vergleich / „Unteres Drittel“ (§ 123 SGB IX RegE) – 
bislang als höchstrichterliche Rechtsprechung erlaubt, jetzt 
gesetzlich fixiert (hilfreicher Klarstellung in der Begründung) 
 
Die Berücksichtigung tariflich vereinbarter Vergütungen als 
wirtschaftlich, auch wenn sich dadurch der durch den 
externen Vergleich ermittelte Betrag erhöht.  

 

Schiedsstelle (§ 133 SGB IX RegE) für Vergütung und 
Leistung 

 

„Ordentliche Kündigung“ (§ 130 SGB IX RegE BR-Ä) ist 
durch Intervention des CBP abgewendet worden und nicht im 
Gesetz! 

CBP  Rahmenbedingungen für Umstellung im Vertragsrecht 



 

• Prüfungsvereinbarungen entfallen 

• Die Einführung eines gesetzlichen (statt wie 
bisher vertraglichen) Prüfungsrechts  

• § 128 Wirtschaftlichkeits- und 
Qualitätsprüfung „Soweit tatsächliche 
Anhaltspunkte bestehen, dass ein 
Leistungserbringer seine vertraglichen oder 
gesetzlichen Pflichten nicht erfüllt…“  
kein Ermessen des Leistungsträgers 

• In Landesrahmenverträgen  zu regeln 
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• Kürzung der Leistungsentgelte / Vergütungen 
als „minderschwere Maßnahme bei 
Vertragsverletzungen“, § 129 SGB IX ein 
gesetzliches Kürzungsrecht bei nicht 
vertragsgerechter Leistungserbringung  

• Im Streitfall entscheidet über die Höhe der 
Kürzung die Schiedsstelle. 

• „Experimentierklausel“: Zielvereinbarungen 
zwischen Leistungsträgern und 
Leistungserbringern zur Weiterentwicklung der 
bestehenden Leistungs- und 
Finanzierungsstrukturen ??? 

• Landesweite Pauschalen? 
 
 

CBP  Leistungserbringungsrecht/Vertragsrecht 



1.  Januar 2023 

  

 

Neuer Zugang zur Eingliederungshilfe mit der 
Einführung der Kriterien zu Ermittlung des 
leistungsberechtigten Personenkreises nach neuen 
Kriterien, wenn ein neues Bundesgesetz zu 
diesem Zeitpunkt verkündet wurde.  
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BTHG gilt für Erwachsene 

für Kinder/Jugendliche nach § 134 SGB IX-BTHG  

 

• Gesetzentwurf des Bundesfamilienministeriums 

vom 12.04.2017 

hierzu: CBP-Stellungnahme  

30.06.2017 Bundestag 2./3.Lesung / bisher keine 

Zustimmung des Bundesrates  

 

• Reform der Kinder- und Jugendhilfe  

Inkl. Lösung  in der nächsten Legislaturperiode 

CBP  Kinder und Jugendliche mit 

Behinderung – „inkl. Lösung“ 



 

Quo vadis EGH? Quo facis CBP? 
 

• Konstruktive Kritik zum RegE 

• Schulterschluss mit den Fach- und 
Spitzenverbänden (+ DBR) 

• Engagierte Vertretung in der Anhörung 

• Eingehende Information der Einrichtungen und 
Dienste 

• Weiterarbeit in der Auseinandersetzung mit dem 
Regierungsentwurf (Anhörungen) 

• Zentrale und dezentrale politische Arbeit mit 
Parlamentarierinnen und Parlamentariern auf 
Landes- und Bundesebene 
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Danke  

für Ihre Aufmerksamkeit! 
 

Janina Bessenich 

Stellv. Geschäftsführerin/ Justiziarin 
 

Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e.V. 
Reinhardstr. 13, 10117 Berlin 

E-Mail: janina.bessenich@caritas.de 
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